
Interessen betrachten. Das Hauptargument gegen diese Option ist, 
daß sie ein weniger starkes Engagement für das globale Ziel der nu­
klearen Nichtverbreitung zum Ausdruck bringt als die Option der 
unbefristeten und unkonditionierten Verlängerung. Diese Option 
wird derzeit weder von einer Staatengruppe noch von einzelnen 
Staaten favorisiert. Ihre Stunde könnte allerdings dann kommen, 
wenn es den westlichen Staaten nicht gelingt, für die Option der un­
befristeten Verlängerung eine ausreichende oder politisch tragfähige 
Mehrheit zu finden. 
A u f jeden Fall wird die Konferenz ein ganz zentrales Ereignis der in­

ternationalen Diplomatie der neunziger Jahre sein und weit in das 
nächste Jahrtausend hineinwirken. Die Konferenz wird darüber ent­
scheiden, ob es gelingt, eine internationale Verständigung über die 
Rolle der Kernwaffen und die Kernwaffenabrüstung herzustellen. 
Sie wird ganz wesentlich die Struktur der internationalen Politik in 
den nächsten Jahrzehnten bestimmen. Es wird einen großen Unter­
schied auch für die Sicherheitspolitik Deutschlands darstellen, ob 
wir in einer Welt mit immer mehr Kernwaffenmächten leben müssen 
oder ob wir die gegenwärtigen kooperativen internationalen Struktu­
ren erhalten können. 

Autonomie: keine Garantie für Menschenrechte 
Israel und Palästina nach der >Prinzipienerklärung< und dem >Gaza-Jericho-Abkommen< 

Das Nahost-Thema, das zeitweise die Tagesordnung der Weltorga­
nisation zu dominieren schien, hat seit dem Abschluß der Vereinba­
rungen zwischen Israel und der Palästinensischen Befreiungsorga­
nisation (PLO) in den Augen der Weltöffentlichkeit einiges an Dra­
matik verloren. Die PLO, die Ende 1988 in der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen als Beobachter hinter dem Schild >Palästi-
na< Platz nehmen durfte, hat nun in dem ehemaligen britischen Man­
datsgebiet gleichen Namens Ansätze von Staatlichkeit entwickelt. 
Dies wurde weithin als wesentlicher Schritt auf dem Weg zu einer 
umfassenden Konfliktregelung in Nahost angesehen, auch wenn da­
bei das Grundproblem der Flüchtlinge - für die weiterhin die inter­
nationale Gemeinschaft mittels des Hilfswerks der Vereinten Natio­
nenfür Palästinaflüchtlinge im Nahen Ostern (UNRWA)1 zu sorgen 
hat - ungelöst bleibt. Vor diesem Hintergrund sieht der Autor des 
folgenden Beitrags nur wenig Anlaß zur Entwarnung; die Besat­
zungspolitik habe keine wesentliche Änderung erfahren. Die Praxis 
Israels in den besetzten Gebieten war immer wieder Gegenstand der 
Erörterung im Sicherheitsrat wie in anderen Gremien der Vereinten 
Nationen. Der gegenwärtig in Genf stattfindenden 51. Tagung der 
Menschenrechtskommission liegt der zweite Bericht ihres 1993 ein­
gesetzten Sonderberichterstatters, des ehemaligen schweizerischen 
Bundespräsidenten René F elber, vor? 

Erneut bekräftigt hat im vergangenen Herbst die Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen das Selbstbestimmungsrecht des palä­
stinensischen Volkes. Der Resolution 49/62D (>Friedliche Lösung 
der Palästinafrage<) stimmten 136 Mitgliedstaaten zu; dagegen vo­
tierten nur Israel und die Vereinigten Staaten. Unter den Befürwor­
tern der Entschließung waren auch die Staaten der Europäischen 
Union, die hervorhoben, daß in dein Text zugleich zu einer friedli­
chen Lösung des Nahostkonflikts aufgerufen wird. Der Stimme ent­
halten haben sich lediglich Belarus, Georgien, die Marshallinseln, 
Rußland, Tadschikistan, Uruguay und Usbekistan. Die Resolution 
49/149 zum Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser erhielt mit 
147 Stimmen gegen 2 bei 19 Enthaltungen sogar ein noch höheres 
Maß an Zustimmung. Dem im Vorfeld der 49. Ordentlichen Tagung 
der Generalversammlung unternommenen Versuch Madeleine K. 
Albrights, der US-Botschafterin bei der Weltorganisation, war somit 
wenig Erfolg beschieden - sie hatte nichts weniger als die Rücknah­
me »strittiger Resolutionen« verlangt und eine »Anerkennung der 
heutigen Realitäten« gefordert.3 Durchgesetzt hatte sich Washington 
jedoch mit einem entsprechenden Ansinnen drei Jahre zuvor. 
Tatsächlich widerrief die UN-Generalversammlung förmlich eine 
frühere Entschließung: die Anti-Zionismus-Resolution von 1975.4 

Hatte dieses Hauptorgan der Vereinten Nationen im Herbst 1991 so-
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mit einen propagandistischen Ausreißer, der zudem das Ansehen 
dieses Gremiums in der westlichen Öffentlichkeit nachhaltig beschä­
digt hatte, endlich korrigiert, so verlangte Botschafterin Albright 
nunmehr nichts weniger, als die Geschichte der Vereinten Nationen 
bezüglich des Nahen Ostens umzuschreiben. Die Resolutionen zum 
Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser, zur Flüchtlingsfrage, zur 
territorialen Souveränität über die besetzten Gebiete, zum Status Je­
rusalems oder der Golanhöhen betreffen den Kern des Nahostkon­
flikts. Dieser Streitfall hat die Weltorganisation praktisch von Be­
ginn an beschäftigt, 5 und seine endgültige Regelung - die nicht nur 
Israelis und Palästinenser, sondern sämtliche Staaten der Region ein­
beziehen muß - ist ohne Mitwirkung der Weltorganisation schwer­
lich vorstellbar. 

DOPPELTE REPRESSION ? 

Auch wenn sich die Proklamation des Staates Israel am 14. Mai 
19486 ausdrücklich auf eine Resolution der Generalversammlung -
die sogenannte Teilungsresolution 181(11) - bezog, so waren später 
die Beziehungen des jüdischen Staates zur Staatenmehrheit in die­
sem Gremium gespannt. Allerdings blieb die dort immer wieder 
geäußerte Kr i t ik für Israel folgenlos, wußte es sich doch der Unter­
stützung durch die USA stets sicher. Im Sicherheitsrat setzte Wa­
shington immer wieder seine Vetomacht ein, um Verurteilungen Is­
raels etwa wegen völkerrechtswidriger Handlungen zu unterbinden. 
Rhetorische Exzesse von einzelnen Vertretern der Dritten Welt ins­
besondere in den siebziger Jahren entschuldigt dies nicht; das Un­
vermögen, gegen den kleinen Staat mit dem mächtigen Schutzherrn 
bei noch so berechtigter Kr i t ik etwas ausrichten zu können, erklärt 
aber, daß die Mehrheit in der Generalversammlung die ihr dort zu 
Gebote stehenden Mittel nutzte. So setzte sie 1974 die Palästinafrage 
auf die Tagesordnung dieses Hauptorgans,7 richtete ein Jahr später 
den >Ausschuß für die Ausübung der unveräußerlichen Rechte des 
palästinensischen Volkes< ein und schuf 1977 im Sekretariat eine 
>Sondereinheit (heute: Abteilung) für die Rechte der Palästinensern 
Bereits 1968 hatte sie ihren Sonderausschuß zur Untersuchung isra­
elischer Praktiken, die die Menschenrechte der Bevölkerung der be­
setzten Gebiete beeint rächt igen (1989 in Sonderausschuß zur Un­
tersuchung israelischer Praktiken, die die Menschenrechte des palä­
stinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten Gebieten be­
einträchtigem umbenannt) ins Leben gerufen. 
Diese Gebiete selbst konnte der Ausschuß freilich bisher nicht besu­
chen; die Menschenrechtsverletzungen durch israelische Sicherheits­
kräfte dort sind gleichwohl gut dokumentiert und dauern offensicht­
lich noch immer an. Nach Meinung zahlreicher israelischer und palä-
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stinensischer Nichtregierungsorganisationen (NGOs) kann keine Ent­

warnung gegeben werden. A n der fortwährenden Unterdrückung ha­

be sich nichts geändert. So stellte am 16. November 1994 in Jerusalem 
die israelische Menschenrechtsorganisation >B'Tselem< ihren Bericht 
über die noch immer andauernden Folterungen von Palästinensern 
durch den israelischen Inlandsgeheimdienst >Shin Bet< vor. Noch im­

mer werden überdies Häuser zerstört und versiegelt, >gesuchte Perso­

n e n gejagt und liquidiert, neue jüdische Siedlungen errichtet und alte 
ausgebaut, Land beschlagnahmt, Baugenehmigungen verweigert, 
Kollektivstrafen wie Ausgangssperren verhängt und Administrativ­

haft angeordnet. Die vollständige Abfiegelung der besetzten Gebiete 
seit dem 30. März 1993 wurde nach dem Attentat eines Palästinensers 
in Nordiya am 22. Januar 1995 zunächst erneuert; sie hat verheerende 
wirtschaftliche Auswirkungen auf die Bewohner des Westjordan­

lands und des Gazastreifens. Das Recht auf Familienzusammen­

führung wird als Privileg angesehen, und die Militärgerichte fällen 
weiter Urteile auf Grund dubioser Beweise. 8 

Auch die palästinensischen Sicherheitskräfte müssen auf Druck Isra­

els die Gegner der Abkommen niederhalten. A u f einer am 17. und 
18. September 1994 in Ost­Jerusalem von >Pax Christi International 
und dem >Zentrum für die internationale Durchsetzung der Men­

schenrechte< (Center for International Human Rights Enforcement, 
CIDRE) gemeinsam ausgerichteten Tagung führten die palästinensi­

schen NGOs Klage darüber, daß in den autonomen Gebietern Cha­

os, Willkür und Rechtsunsicherheit herrschen.9 Die ehemalige D i ­

rektorin des >Informationszentrums über die Menschenrechte in 
Palästina< (Palestine Human Rights Information Center, PHRIC), 
Jan Abu Shakrah, trat aus Protest von ihrem Posten zurück und sie­

delte mit ihrer Familie in die USA über. Sie berichtete von Ein­

schüchterungen und Todesdrohungen von Seiten palästinensischer 
Sicherheitsdienste. Diese seien auch für das erste Folteropfer unter 
der Autonomieverwaltung, Farid Jarbou, verantwortlich (im Januar 
1995 starb ein weiterer Palästinenser in Jericho während eines >Ver­

hörs<). Die Art der Operation der Sicherheitsdienste lasse auf eine 
Zusammenarbeit zwischen dem PLO­Geheimdienst und dem Shin 
Bet schließen. Die palästinensischen Menschenrechtsorganisationen 
könnten nicht mehr frei arbeiten. Das PHRIC und das >Zentrum für 
Recht und Gesetz in Gaza< (Gaza Center for Rights and Law), das 

von dem Rechtsanwalt Raji Sourani geleitet wird, werden einge­

schüchtert und unterdrückt. Selbst Israel hatte niemals deren Unab­

hängigkeit in Frage gestellt. Arafat dagegen versucht, die Organisa­

tionen mundtot zu machen und auf seine Linie zu bringen. Seiner Po­

lizei in den autonomen Gebieten< scheinen rechtsstaatliche Grund­

sätze unbekannt zu sein; Hunderte von Oppositionellen wurden ins 
Gefängnis geworfen. In Gaza­Stadt wurden am 18. November ver­

gangenen Jahres anläßlich einer Demonstration gegen das Abkom­

men 14 Palästinenser erschossen und mehr als 200 verletzt. Die 
Menschenrechtsorganisationen vor Ort haben es also jetzt mit zwei 
repressiven Regimen zu tun. 
Vor diesem Hintergrund ist es wohl nicht zu gewagt, die These auf­

zustellen, daß die beiden Abkommen zwischen Israel und der PLO ­

die >Prinzipienerklärung über die vorübergehende Selbstverwal­

tung< vom 13. September 1993 und das >Gaza­Jericho­Abkommen< 
vom 4. Mai 1994 ­ nicht zu einem gerechten Frieden in der Region 
beitragen werden und daß der Verletzung der Menschenrechte damit 
noch kein Ende gesetzt ist. 

INNENANSICHT DER AUTONOMIE 

Man konnte buchstäblich die Erleichterung verspüren, als am 13. 
September 1993 der israelische Ministerpräsident Yitzhak Rabin 
und PLO­Chef Yassir Arafat in Washington auf dem Rasen des 
Weißen Hauses die in Oslo in Geheimverhandlungen ausgehandelte 
>Prinzipienerklärung< unterzeichneten.1 0 Nur Geschichtsblinde 
konnten damals glauben, daß ein hundertjähriger Konfl ikt damit an 
sein Ende gekommen sei. Es trifft zwar zu, daß sich durch die Unter­

zeichnung erstmals beide Völker gegenseitig anerkannt haben; aber 
die palästinensische Seite hat in diesen Vereinbarungen auf all ihre 
Essentials verzichtet, so daß es ihr in den bevorstehenden Verhand­

lungen sehr schwer fallen wird, sie wieder auf die Tagesordnung zu 
setzen und von Israel substantielle Zugeständnisse zu erhalten. 
Schon die bisherige Entwicklung in den autonomen Gebieten< 
zeigt, daß sich die beiden Abkommen nachteilig auf die Völker­

rechtsposition der palästinensischen Seite auswirken. Der Begriff 
>autonome Gebiete< ist bei nüchterner Betrachtung nichts anderes 
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als ein Etikettenschwindel, da die Besetzung ja nicht aufgehoben 
worden ist. Der Gazastreifen befindet sich zur Hälfte weiter unter 
der ausschließlichen Oberhoheit Israels, das ihn schon des öfteren 
vollständig abgeriegelt hat, ohne die Palästinenser auch nur zu fra­
gen. Arafat und sein Autonomierat leben dort wie in einem Lager, 
das sie nur mit Zustimmung Israels verlassen können. Wer ein- und 
ausreisen darf, entscheidet Israel. Diese Entscheidungsgewalt wurde 
dem pakistanischen Botschafter, der von Ägypten aus einreisen 
wollte, plastisch vor Augen geführt, indem man ihm die Einreise 
verweigerte. Auch die pakistanische Ministerpräsidentin Benazir 
Bhutto sollte bei der israelischen Regierung um eine Einreisegeneh­
migung nachsuchen, was sie zu Recht als erniedrigend empfand. Als 
Arafat mit seiner Entourage aus Tunis in Gaza einzog, bestand Isra­
el darauf, daß vier seiner Begleiter Gaza binnen 24 Stunden verlas­
sen (was sie denn auch taten). 
Über die jüdischen Siedlungen im Autonomiegebiet haben die palä­
stinensischen Behörden keinerlei Befugnisse. Diese Ansiedlungen 
sind quasi exterritorial. Für sie gilt israelisches Recht, wohingegen 
für die Palästinenser weiterhin fast alle Militärverordnungen in 
Kraft sind sowie neuerdings ein gewisses >PLO-Recht< gilt, das in 
den palästinensischen Lagern in Irak, Syrien, Jemen und Tunesien 
galt, und von juristisch inkompetenten Soldaten vor Z i v i l - und M i ­
litärgerichten angewandt w i r d . 1 1 Das israelische Militär wurde nicht 
aus Gaza abgezogen, sondern nur aus den palästinensischen Bevöl­
kerungszentren zurückbeordert und um die Siedlungen herum sta­
tioniert. Zu diesem Zweck wurde erneut völkerrechtswidrig Land 
beschlagnahmt. Genehmigungen, die für das tägliche Leben not­
wendig sind, werden weiterhin von Israel erteilt. Dokumente bei­
spielsweise zur Ausreise, zum Studium, zur Arbeit und für den Füh­
rerschein erhalten die Palästinenser von Israel. Der Unterschied zu 
früher ist, daß die Anträge jetzt zusätzlich über die palästinensischen 
Behörden laufen, was die Bürokratie vermehrt, die Zeit bis zur Er­
teilung oder Ablehnung verlängert und dazu führt, daß ein Antrag­
steller bei einer Ablehnung gar nicht weiß, wer diese eigentlich ver­
fügt hat. Derartige Genehmigungen werden auch dazu benutzt, Geg­
ner der Abkommen willfährig zu machen. Der Autonomierat ist nie­
mandem verantwortlich. Die Struktur, die die Palästinenser von der 
israelischen Zivilverwaltung übernommen haben, ist der israeli­
schen ähnlich. Auch dies erleichtert Israel die Aufrechterhaltung 
seiner Kontrolle. 
Wie asymmetrisch und damit vorteilhaft für Israel die Abkommen 
sind, zeigt das Autonomiekonzept für Gaza. Dort hat Israel 50 v H 
der palästinensischen Gesamtbevölkerung nur 2 v H des besetzten 
Landes zur Verfügung gestellt. Wenn diese Form der Autonomie auf 
das Westjordanland übertragen wird, und dies ist in den Abkommen 
schon angelegt, wäre Israel einhundert Prozent der Bevölkerung los, 
aber nur ein Siebtel des Landes. Israels Autonomievorstellungen ha­
ben sich immer nur auf die Bevölkerung und ihre persönlichen Be­
lange, niemals aber auf das Territorium bezogen. Wie schon der ehe­
malige Ministerpräsident Menachem Begin sagte: »Autonomie für 
die Menschen, nicht für das Land.« Daran hat sich auch unter Yitz­
hak Rabin nichts geändert. Der Kern des palästinensisch-israeli­
schen Konflikts ist der Streit um Land , 1 2 nicht der um Grenzen. Wie 
einseitig das >Gaza-Jericho-Abkommen< ausgehandelt ist, wird in 
seinem Artikel 22 deutlich, in dem Ansprüche aus Schäden, die 
durch die israelische Besatzungsmacht verursacht worden sind, von 
den palästinensischen Behörden entschädigt werden müssen. Israel 
ist dafür nicht haftbar zu machen. Diese Nichthaftbarmachung Isra­
els wurde nochmals in Art . I X , 1 a, b des zusätzlichen Abkommens 
vom 24. August 1994 bestätigt, das einzelne Bereiche des Westjor­
danlands unter palästinensische Selbstverwaltung stellt. Mi t dieser 
Vereinbarung haben die Palästinenser Israel eine Generalabsolution 
erteilt. Im Gegensatz zum Gazastreifen hob Israel im Westjordan­
land die >Zivilverwaltung< und die Militärregierung nicht auf. 

Ein weiterer Grund, warum die Vereinbarungen in der Praxis nicht 
umzusetzen sind, liegt darin, daß Arafat in seinem Schreiben an M i ­
nisterpräsident Yitzhak Rabin den palästinensischen Widerstand ge­
gen die Besatzung als »Terror« bezeichnet hat: »Die PLO verzichtet 
entsprechend auf Terror und jede andere Art von Gewalt.« Zu be­
grüßen ist, daß damit Akte verurteilt werden wie beispielsweise die 
Entführung oder Ermordung von Personen mit dem Ziel, von der is­
raelischen Regierung Konzessionen zu erpressen. Aber war schon 
das Zeigen der Palästinenser-Fahne, das Anbringen von Graffiti, der 
Protest gegen Häuserzerstörungen, Landenteignung, Folter oder den 
Einsatz von >Todesschwadronen< Terror? 
Die Abkommen stellen den größten Erfolg der israelischen Diplo­
matie seit der Staatsgründung dar, zumal mit ihnen der hundertjähri­
ge Anspruch des Zionismus auf >Eretz Israel< (Land Israel) - und die 
damit verbundene Zerstörung der palästinensischen Gesellschaft -
anerkannt wird. Sie sind eine Meisterleistung von Rabin und Außen­
minister Shimon Peres, die dafür im Herbst 1994 zusammen mit 
Arafat mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet wurden. Israel hat 
seine Vorstellungen auf der ganzen Linie durchgesetzt. Arafat ist fast 
zu einer Marionette Israels geworden und regiert die autonomen Ge-
biete< mit einer Art Militärjunta. Die Vereinbarungen mit den Palä­
stinensern sind weitreichender als die Friedensverträge mit Ägypten 
und Jordanien, weil Israel nicht einmal anzuerkennen brauchte, daß 
es eine Besatzungsmacht ist. Der Vertragsabschluß hat schon einige 
internationale Erfolge für Israel gezeitigt. Das Land wurde von eini­
gen Staaten anerkannt, die bis dahin noch zögerten; selbst der Vati­
kan gab seine mit der Sorge um die Heiligen Stätten in Jerusalem be­
gründete Zurückhaltung auf. Auch die arabischen Staaten beginnen, 
Israel diplomatisch anzuerkennen (so Marokko und Tunesien) und 
den Wirtschaftsboykott aufzuheben (so die Staaten des Golf-Koope­
rationsrats). Jordanien und Israel haben am 26. Oktober 1994 einen 
Friedensvertrag unterzeichnet und Botschafter ausgetauscht. Sollte 
es Israel zusammen mit den USA gelingen, mit Syrien ein Abkom­
men über den Golan abzuschließen, was für 1995 erwartet wird, kön­
nen die Palästinenser alle Hoffnungen auf weitere Konzessionen be­
graben. Israel würde zur wirtschaftlichen und militärischen Vor­
macht in der Region, ein Entgegenkommen gegenüber den Palästi­
nensern würde sich erübrigen. Sie werden langfristig die Verlierer 
der Entwicklung im Nahen Osten sein. Daß Israel mit der Übertra­
gung der religiösen Aufsicht über die islamischen Heiligtümer an 
Jordaniens König Hussein einen Spaltpilz zwischen die Jordanier 
und die Palästinenser gepflanzt hat, spricht für eine geschickte D i ­
plomatie. Nach israelischer Ansicht kann für das >himmlische Jeru-
salem< zuständig sein, wer w i l l , wenn dadurch nicht der Status der 
>ewigen Hauptstadt Israels< angetastet wird. 
Für künftige Verhandlungen hat Israel alle Trümpfe auf seiner Seite. 
Wenn in zwei Jahren die Frage der Siedlungen, die Rückkehr der 
Flüchtlinge von 1967 - die Flüchtlinge von 1948 spielen keine Rolle 
mehr - , Jerusalem, die Enteignungen, die Entschädigungen, die Ei­
genstaatlichkeit und anderes mehr auf der Tagesordnung stehen 
wird, verfügt die PLO über keinerlei Druckmittel, um von Israel auch 
nur minimale Zugeständnisse erreichen zu können. Die Palästinenser 
werden auf den guten Wil len Israels angewiesen sein; selbst haben 
sie wenig einzubringen, wenn es um die Durchsetzung von Interes­
sen nach dem Do-ut-des-Prinzip geht. 1 3 Im Augenblick kristallisiert 
sich in Gaza und Jericho ein Konzept heraus, das dem der einstigen 
südafrikanischen Bantustans sehr ähnelt. Diese Kunstgebilde, die 
auch unter der geschönten Bezeichnung >Homelands< niemals völ­
kerrechtliche Anerkennung erlangten, verfügten auch über Fahne, 
Briefmarken, Pässe sowie eine (starke) Polizei und einen Geheim­
dienst. »Die Lage, die durch das Gaza-Jericho-Abkommen geschaf­
fen wurde,... ist fast völlig die gleiche«, stellte Tanja Reinhart, Lite­
raturprofessorin an der Universität Tel Aviv , fest. 1 4 

Als Fazit kann festgehalten werden, daß es sich bei der augenblickli-
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chen Form der >Autonomie< um eine Besetzung de luxe handelt, die 
dem klassischen kolonialen Herrschaftsmodell der indirect rule< 
ähnelt. Der Begriff >Friedensprozeß< selbst erscheint hohl, weil die­
se Art von Frieden den zirka sechs Mill ionen Palästinensern keine 
nationale Zukunft eröffnet. Die Verweigerung ihrer nationalen 
Rechte allerdings ist unbestreitbar die tieferliegende Ursache des 
Konflikts. So wie die Aufhebung der Rassendiskriminierung die 
Voraussetzung für ein friedliches Nebeneinander von Schwarz und 
Weiß in Südafrika war, so wird die Gewährung des Selbstbestim­
mungsrechts und die Schaffung eines Palästinenserstaates der Regi­
on erst wahren Frieden bringen können. Bantustans, wie sie die a u ­
tonomen Gebiete< im Grunde darstellen, haben sich schon in Süd­
afrika als verhängnisvoller Irrweg erwiesen. Die Aufrichtung eines 
Zaunes zur Abgrenzung von den Palästinensern oder die Errichtung 
eines separaten Straßensystems im Westjordanland, das die Siedlun­
gen verbinden soll und auf dem nur Juden fahren dürfen, würde es 
den Gegnern Israels nur zu leicht machen, ihm das Etikett eines 
>Apartheidstaates< anzuheften. 

VÖLKERRECHT UND BESETZTE GEBIETE 

Seit der Gründung des Staates Israel wird den Palästinensern das 
Recht auf Selbstbestimmung und einen eigenen Staat bestritten, und 
zwar bis 1967 von Jordanien und Ägypten und seit dem Sechs-Tage-
Krieg vom Juni 1967 von Israel, das seither die Gebiete wider das 
Völkerrecht besetzt und teilweise annektiert hat. Nach dem gegen­
wärtigen Stand der Völkerrechtsentwicklung ist das Recht auf 
Selbstbestimmung als Völkerrechtsnorm anerkannt. Es steht nach 
Otto Kimminich dem Rechtsträger kraft originären Rechts zu . 1 5 Isra­
el hat als Besatzungsmacht nach geltendem Völkerrecht keinen Ho­
heitsanspruch auf Westjordanland und Gazastreifen, beansprucht 
diese Souveränität jedoch einseitig auf der Grundlage lediglich sei­
ner militärischen Übermacht; diese Stellung nutzt es, wiederum völ­
kerrechtswidrig, dazu, durch Besiedelung palästinensischen Landes 
Fakten zu schaffen, um die demographischen Gewichte zu seinen 
Gunsten zu verschieben. 
Die israelische Regierung spricht nicht von >besetzten<, sondern von 
>verwalteten< Gebieten, weil nach 1948 das Westjordanland und der 
Gazastreifen von Jordanien annektiert beziehungsweise von Ägyp­
ten verwaltet worden war. Obwohl Israel sich die Gebiete unstreitig 
durch eine kriegerische Besetzung< angeeignet hatte, bestreitet es 
die Anwendbarkeit der Vierten Genfer Konvention - dem Abkom­
men zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten - von 1949. M i t 
dieser Interpretation stellt sich Israel gegen die Meinung praktisch 
aller Völkerrechtler und anerkannten internationalen Institutionen 
wie der Vereinten Nationen und des Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz. Israel läßt nur die Haager Landkriegsordnung (HLKO) 
von 1907 gelten, da es sich hier um Völkergewohnheitsrecht handelt; 
ihre Verbindlichkeit hatte der Nürnberger Gerichtshof festgestellt 
und ist heute unbestreitbar. Bei der Vierten Genfer Konvention han­
delt es sich dagegen um Völkervertragsrecht, das nach israelischem 
Rechtsverständnis - das auf der englischen Tradition fußt - nur dann 
zur Anwendung gelangt, wenn es durch ein besonderes Gesetz in in­
nerstaatliches Recht überführt worden ist. Da dies bisher noch nicht 
geschehen ist, findet somit nach israelischer Auffassung die Kon­
vention in den besetzten Gebieten keine Anwendung. Israel hat sich 
jedoch bereit erklärt, die >humanitären Bestimmungen< der Konven­
tion anzuwenden, ohne allerdings zu sagen, welches diese sind. Wie 
verträgt sich die Anwendung dieser >humanitären Bestimmungen 
mit den zahlreichen Folterungen von Gefangenen durch den Shin 
Bet? 1 6 Oder mit der durch Prügeln und Knochenbrechen gekenn­
zeichneten Vorgehensweise des Militärs, mit Häuserzerstörungen, 
den Aktionen von >Todesschwadronen<, Ausgangssperren, Kollek­
tivstrafen, Deportationen und den zahlreichen Diskriminierungen 

auf wirtschaftlichem, politischem und sozialem Gebiet? Die Huma­
nitären Bestimmungen sind somit vor israelischen Gerichten nicht 
justitiabel. 
Obwohl Israel die Vierte Genfer Konvention 1951 ohne Vorbehalte 
unterzeichnet hatte, beharrt das Land auf seiner singulären Position. 
Nur der Oberste Richter Alfred Witkon vertrat in der Entscheidung 
bezüglich der Siedlung Elon Moreh eine Minderheitenmeinung: »Es 
ist ein Fehler zu glauben daß die Genfer Konvention nicht auf Ju-
däa und Samaria angewandt werden kann. Sie ist anwendbar, obwohl 
... sie vor diesem Gericht nicht justitiabel ist.« Die gleiche Ansicht 
vertrat ein weiterer liberaler Richter, Chaim Cohen, in anderen Fäl­
len. Nach Art . 2 der Vierten Genfer Konvention ist es unerheblich, 
ob eine Kriegserklärung stattgefunden hat oder die eine Partei den 
Kriegszustand leugnet. Kein Staat kann sich den Verpflichtungen 
entziehen, die aus der Konvention resultieren; auch die Friedensver­
träge mit Ägypten und Jordanien befreien Israel nicht von seiner 
Pflicht. 
Im Gegensatz zur H L K O kennt die Genfer Konvention keine >Allbe-
teiligungsklausel<. Sie gilt zwischen den Vertragsparteien auch 
dann, wenn sich an dem Konflikt eine Macht beteiligt, die nicht Ver­
tragspartner ist. Die Gültigkeit der Konvention hängt also nicht von 
der formalen Souveränität über ein Gebiet ab. Sie gilt für alle besetz­
ten Gebiete, unabhängig vom Status derselben. Israel sieht die Ablö­
sung der jordanischen Regierung im Westjordanland als einen sou­
veränen Akt an. Diese Haltung steht im krassen Widerspruch zum 
Völkerrecht, wonach eine Besatzungsmacht derartige Rechte nicht 
aus einer Besetzung ableiten kann. Auch verstößt der Transfer von 
israelischen Staatsbürgern in die besetzen Gebiete gegen Art . 49 der 
Vierten Genfer Konvention. 1 7 Das zum Zeitpunkt der Okkupation in 
Kraft befindliche Recht muß Gültigkeit behalten; nur unter bestimm­
ten, eng umschriebenen Umständen kann die Besatzungsmacht nach 
Art . 64 Abs. 2 Regelungen erlassen, die der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung oder der Gewährleistung der Sicherheit der 
Besatzungsmacht, der Angehörigen der Besatzungsstreitkräfte und 
ihres Eigentums dienen. Israel betrachtet dagegen die von ihm erlas­
senen Militärverordnungen als originäres Recht. Je nach Opportu­
nität wendet es auch die restriktiven Notverordnungen aus der brit i­
schen Mandatszeit an, wenn es etwa Deportationen (wie zuletzt im 
Dezember 1992 geschehen, als es 415 Palästinenser mitten im Win­
ter im Hermongebirge aussetzte), Häuserzerstörungen oder die Ver­
hängung von Kollektivstrafen (wie Ausgangssperre oder Abriege-
lung der Gebiete) vornimmt. 

DIE ROLLE DER VEREINTEN NATIONEN 

Während die Resolution 181(11) der Generalversammlung vom 29. 
November 1947 die Aufteilung des Mandatsgebiets Palästina in ei­
nen jüdischen und einen arabischen Staat vorsah und damit die Rech­
te der arabischen Einwohner auf rund 44 v H des Territoriums aner­
kannte, nahmen ungeachtet der intensiven Befassung mit den Nah­
ostkriegen und dem politischen Konflikt die Vereinten Nationen in 
der Folgezeit die Palästinenser praktisch nur noch als Flüchtlinge 
wahr. Mi t den Rechten und dem Status des palästinensischen Volkes 
befaßten sie sich - Ergebnis des Erstarkens der arabischen Welt und 
der politischen Offensive der Blockfreien - erst wieder Mitte der 
siebziger Jahre. Wie eingangs erwähnt, wurde 1974 der >Ausschuß 
für die Ausübung der unveräußerlichen Rechte des palästinensischen 
Volkes< eingesetzt.1 8 Dieses Gremium erhielt den Auftrag, sich für 
die Rechte der Palästinenser einzusetzen und die Situation zu über­
wachen. Der Ausschuß erörterte unter anderem die Errichtung jüdi ­
scher Siedlungen in den von Israel besetzten Gebieten, den Status Je­
rusalems, Menschenrechtsverletzungen seitens der Besatzungs­
macht, die Gewährung von humanitärer und Entwicklungshilfe an 
die Palästinenser sowie die Herbeiführung einer politischen Lösung 
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auf dem Verhandlungswege. Seine Absicht war es, das Palästinapro­

blem stärker in den Mittelpunkt der Weltöffentlichkeit zu rücken. 
Die westlichen Staaten lehnten eine Beteiligung allerdings ab, so daß 
er zwar organisationsintern und hinsichtlich der Öffentlichkeitsar­

beit der Vereinten Nationen eine gewisse Wirkung zu entfalten ver­

mochte, seine tatsächliche politische Durchschlagskraft aber zu ver­

nachlässigen war. In keiner Weise war er in die politischen Verhand­

lungen derer, die im Konflikt tatsächlichen Einfluß auszuüben ver­

mögen, einbezogen. 
Den Palästinensern nutzte ihre in den siebziger und achtziger Jahren 
zahlenmäßig große Lobby in der Generalversammlung wenig. Einen 
direkten Einfluß auf die Geschehnisse vor Ort hatte der Ausschuß 
wie auch die Weltorganisation insgesamt schon deshalb nicht, weil 
Israel ihnen immer eine einseitige Parteinahme für die Sache der 
Palästinenser vorwarf. Allerdings waren die Vereinten Nationen in 
den Flüchtlingslagern zu einer unentbehrlichen Einrichtung gewor­

den. Das U N R W A , dessen größter Spender übrigens ­ offensichtlich 
als eine Art Trostpflaster für die uneingeschränkte politische und 
materielle Unterstützung Israels ­ die USA sind, ist der zweitgrößte 
Arbeitgeber im Nahen Osten nach den Regierungen. Es ist auch nach 
der Autonomie von der PLO gebeten worden, seine Programme und 
Hilfen fortzusetzen. So übernimmt die Organisation im Gazastreifen 
45 v H und im Westjordanland 28 v H der Aufgaben, die sonst von 
den palästinensischen Behörden übernommen werden müßten. Sa­

hen sich die UNRWA­Einrichtungen in den siebziger und achtziger 
Jahren Übergriffen der israelischen Besatzungsmacht ausgesetzt, ha­

ben diese in den neunziger Jahren völlig aufgehört. 
Nachdem sich die Menschenrechtskommission der Vereinten Natio­

nen schon seit 1968 mit der Lage in den besetzten Gebieten befaßt 
hatte, beschloß sie am 19. Februar 1993 mit ihrer Resolution 
1993/2A die Ernennung eines Sonderberichterstatters für die besetz­

ten Gebiete, der den Auftrag hatte, die Verstöße Israels gegen das 
Völkerrecht und die Menschenrechte zu untersuchen. René Felber, 
ein ehemaliger Bundespräsident der Schweiz, legte Ende Januar 
1994 in Genf dem Gremium seinen Bericht samt »vorläufigen 
Schlußfolgerungen« vor . 1 9 Die Arbeit Felbers wurde von Israel da­

durch behindert, daß man ihm zuerst keine Einreise nach Israel und in 
die besetzten Gebiete gewährte. Schließlich konnte er nur auf Grund 
einer persönlichen Einladung von Außenminister Peres am 18. Janu­

ar 1994 für drei Tage einreisen. Diese Einladung wurde Felber vom 
israelischen Botschafter Yitzhak Lior in der letzten Dezemberwoche 
1993 telefonisch in Genf mitgeteilt. Die Tatsache, daß Felber ­ ob­

wohl auf Umwegen ­ in die besetzten Gebiete kommen konnte, ist 
für sich schon bemerkenswert, weil es das erste Mal war, daß eine 
Person mit einem Auftrag der Menschenrechtskommission die be­

setzten Gebiete betreten durfte und frei mit den palästinensischen 
Vertretern sprechen konnte. 
Abgesehen davon, daß Felber natürlich auch Treffen mit israelischen 
Regierungsvertretern hatte, mischte sich das israelische Außenmini­

sterium nicht in die Organisation seiner Reise ein. Auch wurde ihm 
nicht abverlangt, sich von israelischem Militär begleiten zu lassen. 
Israel legte ihm seinen Standpunkt hinsichtlich einer Anwendbarkeit 
der Militärgesetzgebung auf die Palästinenser dar. Felber besuchte 
am 20. und 21. Januar 1994 das Westjordanland und den Gazastrei­

fen und konferierte mit Vertretern verschiedener Menschernrechts­

organisationen; das Treffen hatte die palästinensische Menschen­

rechtsorganisation >A1 Haq< (ein Zweig der Internationalen Juristen­

kommission) organisiert. Felbers erster Bericht legte den Schwer­

punkt auf die Zeit nach der Unterzeichnung der >Prinzipiener­

klärung<. Sein Vorgehen war durch die laufenden Verhandlungen 
zwischen Israel und der PLO beeinflußt. Er konzentrierte sich auf 
Folter und Mißhandlungen, Gewalt durch Zivilisten, die Situation 
der politischen Gefangenen, Häuserzerstörungen und Beschlagnah­

me von Land, exzessive Gewaltanwendung durch das israelische 
Militär und die Verletzung des Rechtes auf Leben. Die Siedlungen 
wurden als das »brennende Problem« der Zukunft bezeichnet. 
In seinem Bericht forderte Felber die Überprüfung der Vorwürfe we­

gen Mißhandlung und die Anklage von überführten Personen. Der 
Bericht rät sowohl den Israelis als auch den Palästinensern, die Ge­

walt einzudämmen, und fordert die israelische Armee auf, gegenüber 
Demonstranten nicht sofort Gewalt anzuwenden. Er verlangte wei­

terhin die Freilassung der politischen Gefangenen, die für nicht­ge­

walttätige Aktionen verurteilt beziehungsweise noch nicht angeklagt 
worden sind. Die Frage der Siedlungen sowie das Verhalten der 
Siedler soll sorgfältig geprüft werden. Abschließend weist der Be­

richt Israel nochmals auf seine Veфflichtungen hin, das Völkerrecht 
und die Menschenrechte zu respektieren. Gleiches wird auch von 
den Palästinensern verlangt. Wegen der Kürze der Zeit gesteht Fel­

ber ein, daß der Bericht nicht umfassend ist und es weiterer Besuche 
in den besetzten Gebieten bedürfe. 
Seinen zweiten Besuch stattete er den besetzten Gebieten vom 16. 
bis 27. Oktober 1994 ab. In dem Mitte Dezember vorgelegten Be­

r icht 2 0 hierüber kritisiert Felber erneut unter anderem die Verhörme­

thoden der israelischen Sicherheitsbehörden. Den Berichten zur La­

>Intifada<: Volksbewegung des Protests gegen 
die Fremdherrschaft für die einen, Bedrohung 
der Sicherheit aus dem Blickwinkel der anderen. 
Die Reaktionen der Besatzungsmacht sind nicht 
nur von Härte gekennzeichnet, sondern auch 
durch Maßnahmen, die mit völkerrechtlichen 
Standards und den Menschenrechten oft nicht 
im Einklang stehen. ­ Im Bild: Palästinensische 
Schuljungen in Jerusalem werden von israeli­

schen Soldaten sistiert. 
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ge der Menschenrechte in den besetzten Gebieten schreibt er ledig­
lich eine Alibifunktion zu; sie führten zu keiner Änderung der Situa­
tion. Nur Regierungen seien in der Lage, die israelische Regierung 
wie auch die Verhandlungen insgesamt zu beeinflussen. Vor der 
Menschenrechtskommission legte er dann sein Amt nieder. 
Da die Menschenrechtskommission, eine Fachkommission des Wirt­
schafts- und Sozialrats der Vereinten Nationen, wie die Generalver­
sammlung ein mit Staatenvertretern beschicktes politisches Organ 
ist, sah Israel hier stets seine traditionellen Gegner am Werk. Ge­
genüber einem ehemaligen Bundespräsidenten der Schweiz läßt sich 
ein ähnlicher Vorwurf schwerlich erheben, und hinsichtlich der Ver­
tragsorgane von Menschenrechtsübereinkommen, denen sich Israel 
freiwillig unterworfen hat, läßt sich diese Argumentation ebenfalls 
kaum vorbringen. Von 25 internationalen Verträgen auf dem Gebiet 
der Menschenrechte2 1 hat Israel 17 ratifiziert; zwei weitere hat es ge­
zeichnet. Damit nimmt es in seiner Region nach Ägypten (18 Ratifi­
kationen) den zweiten Platz ein; es folgen Jordanien (15), Syrien ( 12) 
und Libanon (7). Der Internationale Pakt über wirtschaftliche, sozia­
le und kulturelle Rechte, der Internationale Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte - nicht jedoch sein I . Fakultativprotokoll, das 
die Individualbeschwerde zuläßt - , das Internationale Übereinkom­
men zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, die 
Völkermordkonvention, die Anti-Folter-Konvention und die Flücht­
lingskonvention sind somit für Israel in Kraft. 
Interessieren soll an dieser Stelle der Dialog der Regierung mit dem 
Anti-Folter-Ausschuß. Im Frühjahr 1994 wurde ihr Erstbericht unter 
der Konvention gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe von dem Sachverständi­
gengremium erör ter t . 2 2 Der in Genf vorgelegte Bericht ging aller­
dings am Problem der Folter vorbei. Seitens der israelischen Men­
schenrechtsorganisation ö f fen t l i che r Ausschuß gegen die Folter< 
(Public Committee Against Torture in Israel, PCATI) kritisierte 
Hanna Friedman in einem Schreiben an das Sachverständigengremi­
um, daß »Israel nicht im Einklang mit den im Bericht genannten Ge­
setzen handelt«. Der Regierungsbericht stehe in krassem Wider­
spruch zu den vom PCATI belegten Fällen. In der Antwort des Aus­
schußsekretärs an den PCATI wird Israel sowohl gelobt als auch ge­
tadelt. Positiv hervorgehoben wurde, daß in Israel eine öffentliche 
Debatte über Mißhandlungen stattfindet, daß die israelische Medizi­
nervereinigung ihre Mitglieder jetzt davor schützt, das >Formular 
über die medizinische Tauglichkeit (von Gefangenen) weiter aus­
füllen zu müssen, und daß der Geheimdienst und die Polizei ihre ei­
genen Menschenrechtsverstöße nicht mehr selbst untersuchen dür­
fen, sondern dies durch eine Sonderinspektion des Justizministeri­
ums geschieht. Kritisiert wurde, daß das israelische Gesetz von einer 
Verteidigung von »übergeordneten Befehlen« und »Notwendigkei­
ten« spricht, die klar im Widerspruch zu Art. 2 der Konvention ste­
hen; die Berichte über Folter und Mißhandlungen, die von verschie­
denen Menschenrechtsorganisationen vorgelegt wurden, gäben A n ­
laß zur Besorgnis. Der in den Ausschußberatungen eindringlich k r i ­
tisierte (staatlich sanktionierte und von einer parlamentarischen Un­
tersuchungskommission gebilligte) Gebrauch »maßvoller physi­
scher Gewalt« führte zur Empfehlung des Anti-Folter-Ausschusses, 
»den gegenwärtigen Vernehmungspraktiken, die eine Verletzung 
der Verpflichtungen Israels unter der Konvention darstellen, sofort 
ein Ende zu setzen«; die Bestimmungen der Anti-Folter-Konvention 
gelte es in innerstaatliches Recht umzusetzen.2 3 

Daß die Einwände und die Zweifel am Bericht der israelischen Re­
gierung von Seiten des PCATI berechtigt waren, machte ein von der 
internationalen Menschenrechtsorganisation >Human Rights Watch< 
Mitte Juni 1994 vorgelegter Bericht deutlich. In ihm werden 36 Fäl­
le von Folter dokumentiert, von denen sechs nach der Unterzeich­
nung der >Prinzipienerklärung< vorgefallen sind. 2 4 Den Vorwurf sy­
stematischer Folter hatte auch Amnesty International im Apr i l 1994 

erhoben; Verdächtige in den besetzten Gebieten würden beim Ver­
hör durch Armee, Geheimdienst oder Polizei geschlagen oder auf an­
dere Weise in ihren Menschenrechten verletzt. Auch die israelische 
Öffentlichkeit wurde mit dem Thema konfrontiert; am 14. Juni 1994 
wurde im Fernsehen des Landes erstmals das Geständnis eines Sol­
daten ausgestrahlt, der zugab, täglich zehn bis 15 Palästinenser bei 
Verhören geschlagen und teilweise schwer verletzt zu haben. Ein 
Sprecher der Armee wies die Schilderungen des Soldaten als falsch 
zurück. Er verwies darauf, daß der Militärstaatsanwalt mit dem Sol­
daten gesprochen habe, dieser jedoch nicht bereit gewesen sei, seine 
Behauptungen in einem Prozeß zu wiederholen. 
Anders als der Sonderberichterstatter der Menschenrechtskommission 
und der Anti-Folter-Ausschuß wird der eingangs erwähnte Sonder­
ausschuß zur Untersuchung israelischer Praktiken, die die Menschen­
rechte des palästinensischen Volkes und anderer Araber der besetzten 
Gebiete beeinträchtigem von der israelischen Regierung nicht als Ge­
sprächspartner akzeptiert.2 5 Der Sonderausschuß konnte seine Rolle 
nie wirklich ausfüllen; stets sah er sich seitens Israels dem Vorwurf der 
Einseitigkeit ausgesetzt, weil er sich weigerte, der Gegenforderung 
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2 U N Doc. E/CN.4/1995/19V. 13.12.1994. 
3 Zitiert in: Middle East International v. 7.10.1994. 
4 Text der beiden Resolutionen mit dem jeweiligen detaillierten Abstimmungsergeb­

nis: V N 2/1992 S. 79. 
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11 Interview des Verfassers mit Achmed Sayyad, Direktor des Mandela-Instituts für Po­
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nachzukommen, die Lage der Juden in den arabischen Staaten mitzu-
berücksichtigen. Auch die Besetzung des Ausschusses mit Vertretern 
aus den Reihen der Blockfreien stützte in den Augen Israels diesen 
Vorwurf; der Westen unterstützte die Arbeit des Gremiums ebenfalls 
nicht. Dementsprechend fand die Resolution 49/36A der Generalver­
sammlung vom 9. Dezember 1994, in der dem Ausschuß ausdrücklich 
»Unparteilichkeit« bescheinigt wurde, mit 85 Befürwortern bei Ge­
genstimmen Israels und der USA sowie 75 Enthaltungen keine sehr 
überzeugende Mehrheit. 
Die Mitglieder des Sonderausschusses konnten die besetzten Gebiete 
bis heute nicht betreten; ihre Beweisaufnahme erfolgt daher passiv 
und aus zweiter Hand. 2 6 A u f der Grundlage der von ihm völker­
rechtswidrig beanspruchten Souveränitätsrechte weist Israel den 
Ausschuß ab. Dessen Geschäftsordnung sieht die Zustimmung des 
betroffenen Landes vor, was Israel die Abweisung erleichterte. Aller­
dings steht diese Position auf tönernen Füßen, da Israel über die be­
setzten Gebiete zwar die De-facto-Herrschaft ausübt, eigentliche 
Souveränitätsrechte aber angesichts der Völkerrechtslage eindeutig 
zu Unrecht beansprucht. Insofern verletzt der Sonderausschuß mit 
seiner Forderung nach Untersuchung der Lage der Menschenrechte in 
den besetzten Gebieten auch nicht die Integrität Israels. Zu Recht for­
dert Lothar Kühl deshalb, daß die Generalversammlung auf der 
Grundlage des Art. 96 der UN-Charta ein Rechtsgutachten beim In­
ternationalen Gerichtshof über die in den Bereich der »inneren Zu­
ständigkeit« fallenden Angelegenheiten einholt und der UN-Sicher­
heitsrat parallel dazu Israel auffordert, eine Untersuchung in den be­
setzten Gebieten zuzulassen. In seiner Resolution 904 zu dem im Fe­
bruar 1994 in der Abraham-Moschee in Hebron verübten Massaker 
hat der Sicherheitsrat erstmals verlangt, »eine vorübergehende inter­
nationale oder ausländische Präsenz« zum Schutz der palästinensi­
schen Zivilpersonen in den Gebieten einzurichten. 2 7 

HILFE VON AUSSEN ERFORDERLICH 

Im vergangenen Jahr hatte sich die Menschenrechtskommission der 
Vereinten Nationen in fünf Entschließungen der Nahost-/Palästina-
Thematik angenommen; in Resolution 1994/5 etwa verlangte sie 
einmal mehr den Abzug aus den besetzten Gebieten (eine entspre­
chende Verbalnote des UN-Generalsekretärs war dem israelischen 
Außenministerium freilich auch dieses Mal keine Antwort wer t 2 8 ) . 
In diesem Jahr steht das Thema wieder an prominenter Stelle der Ta­
gesordnung; angesichts der zu erwartenden maßvollen Wortwahl 
und positiven Stellungnahme zum Friedensprozeß sollte Israel ei­
gentlich die internationale Kr i t ik stärker beachten können als bisher. 
Zu rechnen ist damit allerdings nicht, da zum einen jüngste Ereig­

nisse den Verfechtern einer Politik der harten Hand neue (Schein-) 
Argumente liefern und zum anderen gegenwärtig von der US-Re­
gierung keine Änderung ihrer Politik hin zu einer konsequenten A n ­
wendung menschenrechtlicher Grundsätze auch gegenüber diesem 
von ihr stets geschützten Staat zu erwarten ist. So zählen die Verei­
nigten Staaten zwar zu den Signatarstaaten der Vierten Genfer Kon­
vention und haben sich somit durch ihre Unterschrift verpflichtet, 
über die Einhaltung der Konvention durch jeden Signatarstaat zu 
wachen; doch selbst der von ihnen mit der Regierung Rabin ge­
schlossene >Kompromiß< anläßlich der völkerrechtswidrigen Mas­
sendeportation vom Dezember 1992 hat dem Völkerrecht großen 
Schaden zugefügt. Dies, weil die USA nicht auf der Rückkehr aller 
Deportierten bestanden haben, sondern sich mit der sofortigen 
Rückkehr nur eines Teils begnügten (die übrigen konnten erst nach 
einem Jahr zurückkehren). Damit wurde ein völkerrechtswidriger 
Akt nachträglich legitimiert. Rabin hatte dies im Gegensatz zur 
Clinton-Administration sofort erkannt, als er in der Knesset betonte, 
daß damit das Prinzip der Deportation gerechtfertigt sei. 
Trotzdem sind die Vereinigten Staaten auch weiterhin - gerade we­
gen ihrer engen politischen Beziehungen zu Israel - besonders ge­
fordert. Denn um den Aussöhnungsprozeß zu einem erfolgreichen 
Ende zu führen, müssen sich andere Länder und Ländergruppen 
stärker in der Region engagieren, dabei aber eine einseitige Partei­
nahme vermeiden. Nur so kann auch den Staaten der-Dritten Welt 
glaubwürdig verdeutlicht werden, daß eine Berufung auf menschen­
rechtliche Grundsätze nicht nur ihnen gegenüber gilt. Auch die 
Weltorganisation muß in den Prozeß verstärkt einbezogen werden, 
nicht nur als Träger der U N R W A . Im Juni vergangenen Jahres berief 
UN-Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali den norwegischen Bot­
schafter Terje Roed Larsen zum Sonderkoordinator in den besetzten 
Gebieten. Er arbeitet mit der Gebergemeinschaft und der Weltbank 
zusammen; diese unterstützen mit einem Soforthilfeprogramm für 
die Jahre 1994 bis 1996 den Ausbau der Infrastruktur im Autono­
miegebiet. 2 9 Das Interesse Europas schließlich liegt nicht nur in der 
Geschichte und der geographischen Nähe begründet, sondern recht­
fertigt sich auch aus der erhofften langfristigen Wirtschaftsentwick­
lung in der Region. Die EU gehört zu den größten Geldgebern in den 
besetzten Gebieten und ist Israels größter Handelspartner. Die Staa­
ten der EU können somit schon aus Eigeninteresse nicht umhin, auf 
Israel einzuwirken, den Druck von Arafat zu nehmen, damit sich die 
hochexplosive Lage im Gazastreifen entspannt. Sollte dies nicht ge­
schehen, werden die extremistischen Kräfte mehr und mehr Zulauf 
erhalten. Dies liegt weder im Interesse Europas noch in dem der in­
ternationalen Staatengemeinschaft - und schon gar nicht in dem der 
beiden unmittelbar betroffenen Völker. 

Die neue Welthandelsorganisation (WTO) 
und ihre internationale Stellung WOLFGANG BENEDEK 

Nachdem mit der Unterzeichnung der Schlußakte der Uruguay-Run­
de am 15. April 1994 im marokkanischen Marrakesch die Uruguay-
Runde nach siebeneinhalbjähriger Dauer zu einem erfolgreichen 
Ende gekommen war,1 ist das Abkommen zur Errichtung der Welt­
handelsorganisation (World Trade Organization, WTO) am 1. Janu­
ar 1995 in Kraft getreten. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens war 
gemäß den Beschlüssen von Marrakesch von einer eigenen >Imple-
mentierungskonferenz< in Genf festgelegt worden; seine Einhaltung 
wurde durch die rechtzeitige Ratifikation des Abkommens durch den 
US-Kongreß, aber auch durch die EU und Japan ermöglicht. Zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens wies die WTO bereits 81 Mitglieder auf, 
die zusammen mehr als neun Zehntel des Welthandels repräsentie­

ren. Damit beginnt eine neue Epoche multilateraler Handelszusam­
menarbeit auf neuen rechtlichen Grundlagen. 
In diesem Beitrag sollen zuerst die historische Dimension und 
die Umstände des Zustandekommens der Welthandelsorganisati­
on behandelt werden. Sodann werden die Struktur der WTO-
Rechtstexte, die Arten der Mitgliedschaft, Ubergangsfragen und 
die Organe der WTO in ihrer Zuständigkeitsverteilung erläutert. 
In einem dritten Teil wird auf die Beziehungen der WTO zu den 
Vereinten Nationen und zu anderen internationalen Organisa­
tionen sowie auf die Möglichkeit eines Konsultativ status für 
Nichtregierungsorganisationen ( non-gov emmental organizati­
ons, NGOs) eingegangen. 
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